
Pflege kostet und wird nun noch einmal teurer. Für die Tagespflege sollen die Sozialsprengel die höheren Kosten rückwirkend geltend machen. Foto: iStock

Von Anita Heubacher

Innsbruck – Die Abrechnung 
hat es in sich. 3864 Euro wer-
den für einen 80-jährigen Ti-
roler diesen Monat fällig. Für 
seine 24-Stunden-Betreuerin 
bezahlt er 2800 Euro im Mo-
nat, die Anreise der Slowakin 
ist separat zu begleichen. Da-
mit die Betreuerin entlastet 
wird, verbringt der alte Mann 
mit Pflegestufe 1 acht Tage im 
Monat, zwei pro Woche, im 
Sozialsprengel in Tagespfle-
ge. Kostenpunkt 864 Euro. 

Jetzt müsste der zustän-
dige Sozialsprengel dem 
Mann eine Nachzahlung von 
rund 200 Euro schicken. Der 
Mehrbetrag kommt deshalb 
zustande, weil das Land die 
Normkosten für die Sozial-
sprengel rückwirkend mit 1. 
Jänner erhöht hat. Was die 
Sprengel freuen könnte, weil 
ihre Leistungen besser ho-
noriert werden, heißt für die 
Klienten nichts Gutes. Sie 
haben durch die höheren 
Preise höhere Selbstkosten. 
„Viele unserer Klienten sind 
am Plafond des für sie Leist-
baren angekommen“, erzählt 
die Sprengelleiterin. Sie will 
lieber anonym bleiben. Die 

200 Euro werde sie nicht wei-
terverrechnen. Der Mann 
müsse trotz hohen Einkom-
mens und Pflegegeldes von 
den Angehörigen unterstützt 
werden. Der 80-Jährige ste-

he damit noch gut da. „Viele 
andere Klienten können sich 
die höheren Selbstbehalte gar 
nicht mehr leisten.“ 

Dieser Sozialsprengel und 
dieser Klient sind keine Ein-
zelfälle. Die Arbeitsgemein-
schaft Mobile Pflege hat an 
ÖVP-Gesundheitslandesrä-
tin Cornelia Hagele und an 
die Sozialabteilung des Lan-
des einen Brief geschrieben. 
Das Land müsse einspringen 

oder von den Nachzahlun-
gen abrücken. Der Verwal-
tungsaufwand sei zu groß, 
viele Klienten seien gar nicht 
mehr in Tagespflege oder gar 
verstorben, schreibt die Arge. 
Dazu komme eine moralische 
Komponente. „Aus unserer 
Sicht ist es unzulässig, Mo-
nate nach der Betreuung ei-
ne Selbstbehalts-Nachforde-
rung zu stellen, die vor dem 
Besuch der Tagespflege nicht 
kommuniziert wurde.“ Die 
Aufregung ist bei den Sozial-
sprengeln auch deshalb groß, 
weil die meisten fürchten, auf 
den Kosten sitzen zu bleiben. 

Pflege kostet. Das gilt auch 
beim Land. ÖVP-Gesund-
heitslandesrätin Cornelia Ha-
gele verweist darauf, dass al-
lein für die mobile Pflege im 
Jahr 2021 rund 66 Millionen 
Euro ausgegeben wurden. 
Die Landesregierung habe 
die Budgetmittel aufgestockt. 
Das Basisbudget von Land, 
Stadt Innsbruck und Gemein-
den für stationäre und mobile 
Pflege, Kurzzeit- und Tages-
pflege sowie 24-Stunden-Be-
treuung belaufe sich für das 
Jahr 2023 auf rund 381 Millio-
nen Euro. Hagele erklärt, dass 
die Selbstbehalte bereits jetzt 

sozial gestaffelt seien. „Dis-
kutiert haben wir die Einfüh-
rung einer begründeten Her-
absetzung des Selbstbehaltes 
auf Antrag bei der Abteilung 
Pflege.“ Ein konkreter Lö-
sungsansatz sei noch in Aus-
arbeitung. 

Das geht Liste-Fritz-Par-
teichefin Andrea Haselwan-
ter-Schneider zu wenig weit. 
Sie verweist auf Kärnten, die 
dortige Landesregierung ha-
be die Selbstbehalte zu Jah-
resbeginn um ein Drittel ge-
senkt. Gerade in Zeiten der 
Teuerung sei es nötig, zu Pfle-
gende zu unterstützen. „Es 
gleicht einem Treppenwitz, 
wenn sogar der Bund davon 
spricht, Gebühren möglichst 
nicht erhöhen zu wollen, 
und die Tiroler Landesregie-
rung sogar rückwirkend die 
Selbstbehalte erhöht.“ Dabei 
müssten all jene, die ihre An-
gehörigen zu Hause pflegen, 
weit mehr schultern als jene, 
deren Angehörige im Alten-
heim untergebracht seien. 
„In Kärnten wurden durch 
die Senkung der Selbstbe-
halte 11.000 KärntnerInnen 
entlastet“, sagt Haselwanter-
Schneider. „Tirol sollte sich 
ein Beispiel nehmen.“

Selbstbehalte gestiegen, 
Pflege für viele unleistbar

Tirols Sozialsprengel müssten ihren Klienten Nachzahlungen 
aufbrummen. Für die mobile Pflege ist mehr selbst zu bezahlen. 

Andrea Haselwanter-Schneider 
(Parteiobfrau Liste Fritz) 

„ In Kärnten wurden 
durch die Senkung 

der Selbstbehalte 11.000 
KärntnerInnen entlastet. 
Tirol sollte nachziehen.“

Fo
to

: T
ho

m
as

 B
öh

m

Von Peter Nindler

Innsbruck – Sachlich und 
konstruktiv wollten sich ges-
tern Landeshauptmann Anton 
Mattle (ÖVP) und sein Koaliti-
onspartner und Stellvertreter 
Georg Dornauer (SPÖ) mit 
den jüngsten Entwicklungen 
rund um die Zillertalbahn be-
fassen. Die mit bis zu 180 Mio. 
Euro bezifferten Mehrkosten 
des Wasserstoffantriebs ge-
genüber einer Elektrifizierung, 
der falsche Doktortitel samt 
abgeschriebener Dissertation 
von Ex-Zillertalbahnchef Hel-
mut Schreiner sowie die kriti-
schen Gutachten haben Spu-
ren in der Politik hinterlassen. 

Mattle und Dorn auer 
bekannten sich danach 
grundsätzlich zum Regie-
rungsbeschluss für eine 
Wasserstoffbahn, aber: „Die 
Vorkommnisse der letzten 
Wochen, insbesondere die 
notwendig gewordene Ablöse 
des Vorstandes der Zillertal-

bahn, hatten in der Bevölke-
rung allerdings einen merkba-
ren Vertrauensverlust in das 
Projekt zur Folge“, sagte sie 
nach dem Gespräch. Gar nicht 
erfreut waren sie darüber, dass 
der Bahn-Aufsichtsratsvor-
sitzende und VP-Wirtschafts-
bundchef Franz Hörl just am 
Vormittag wieder Druck auf 
die Regierung gemacht hat.

SPÖ-Chef Dornauer nimmt 
deshalb kein Blatt mehr vor 
den Mund: „Ich mag den Hörl 

Franz grundsätzlich sehr gern 
und auch sein ausgeprägtes 
Selbstvertrauen. Aber eines 
sag ich dem Nationalratsabge-
ordneten in aller Deutlichkeit: 
Er kann im Zillertal auf und 
ab hüpfen, solange er will. Ich 
zucke deswegen im Landhaus 
mit keinem Ohrwaschl.“

Schwarz-Rot geht jetzt in die 
Offensive: Um das Vertrau-
en zurückzugewinnen, sei ein 
Höchstmaß an Sachlichkeit in 
dieser Frage zu schaffen, kün-
digen die Koalitionsspitzen an. 
„Und um die einhundertpro-
zentige Nachvollziehbarkeit 
der politischen Entscheidung 
für die Tiroler Bevölkerung 
zu gewährleisten, wurde ei-
ne finanzielle und technische 
Bewertung aller relevanten 
Grundlagen betreffend Ziller-
talbahn neu durch eine unab-
hängige Stelle vereinbart.“

In diese Bewertung sollen 
auch die vorliegenden Daten 
zu den verschiedenen Vari-
anten wie Wasserstoff, Ober-
leitung (Elektroantrieb), Ak-
ku-Zug und Hybrid-Antrieb 
(teilweise Oberleitung mit 
Batterieantrieb) einfließen. Es 
werde nicht bei Null angefan-
gen, sondern alles noch ein-
mal analysiert, heißt es.

Mattle hat dies bereits in der 
Vorwoche der Zillertalbahn 
mitgeteilt und Kontakt mit 
Universitäten aufgenommen. 
Die unabhängige Bewertung 
wird im Sinne der Transpa-
renz der Öffentlichkeit be-
kannt gegeben. 

Wasserstoff 
wird extern 

geprüft
Mit der Prüfung aller Entscheidungs-
grundlagen inklusive Kosten reagiert 
die Regierung Vertrauensverlust in 

die Wasserstoffbahn im Zillertal.

Pflegekosten

24-Stunden-Betreuung   2800 Euro

8 x Tagespflege im  

Sprengel  
864 Euro

Nachzahlung  

Tagesbetreuung  200 Euro

Summe  
(ohne Heilbehelfe)      3864 Euro

Einkommen 
2500 Euro

Pflegegeld 
1034 Euro

Summe 
3534 Euro

Pflegekosten im Monat

LH Anton Mattle/ÖVP 
(Parteiobmann) 

„ Eine finanzielle 
und technische Be-

wertung aller relevanten 
Grundlagen betreffend 
Zillertalbahn neu durch 
eine unabhängige Stelle 
wurde vereinbart.“
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LHStv. Georg Dornauer/SPÖ 
(Parteiobmann) 

„Hörl kann im 
Zillertal auf und ab 

hüpfen, solange er will. 
Ich zucke deswegen im 
Landhaus mit keinem 
Ohrwaschl.“
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Politik in Kürze

D er Masseverwalter der 
in Konkurs gegangenen 

GemNova-Dienstleistungs-
gesellschaft Stefan Geiler hat 
gestern die Betriebsschlie-
ßung beantragt. Das Unter-
nehmen, das dem Tiroler Ge-
meindeverband gehört und 
Kern der GemNova-Gruppe 
mit weiteren fünf 100-Pro-
zent-Tochtergesellschaften 
ist, weist Verbindlichkeiten 

von rund 5,4 Mio. Euro auf. 
65 Dienstnehmer sind von 
der Betriebsschließung be-
troffen, 17 wurden bereits 
beim AMS zur Kündigung 
angemeldet. Es wird erwar-
tet, dass das Konkursgericht 
das Aus für die GemNova-
Dienstleistungs GmbH be-
siegelt. Ab dem Zeitpunkt 
der Schließung können die 
Mitarbeiter unter Wahrung 

aller finanzieller Ansprüche 
begünstigt kündigen. Wann 
die Betriebsschließung für 
die Bildungspool GmbH mit 
rund 500 Mitarbeitern (Frei-
zeitpädagogInnen, Schulas-
sistenz) erfolgt, steht noch 
nicht fest. Das Land arbeitet 
an einer Nachfolgelösung.

D as Land hat eine weite-
re Abschussverordnung 

für einen Wolf im Raum Kitz-
bühel/Kirchberg erlassen. 
Vier tote und vier verletzte 
Rinder wurden auf einer Alm 
in Kirchberg gefunden. Die 
Tiere sind offenbar auf der 
Flucht vor dem herumstreu-
nenden großen Beutegreifer, 
dessen Losung man in räum-
licher Nähe nachgewiesen 
hat, abgestürzt und zu Tode 
gekommen. (pn) 

GemNova geschlossen, weiterer Abschussbescheid

13 Abschussverordnungen hat das Land für Wölfe erlassen, sieben sind 
mit der gestrigen noch aufrecht. Foto: dpa
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